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In Fällen dieser Art kann § 172 Abs. 2 Ziff. 6 ZPO nicht 
angewendet werden. Es werden von einem Eigentümer 
oder rechtmäßigen Besitzer (z. B. Mieter) Ansprüche gegen 
einen anderen geltend gemacht, der die Besitz- und Nut­
zungsbefugnisse des Klägers stört. Anspruchsgrundlage ist 
§ 33 Abs. 1 bzw. 3 ZGB i. V. m. § 328 ZGB. Die vom Ver­
klagten beeinträchtigten Besitz- und Nutzungsbefugnisse 
des Klägers sind Inhalt seines Eigentumsrechts bzw. seiner 
Befugnisse, die dem Kläger auf Grund seines rechtmäßi­
gen Besitzes zustehen. Wer durch Störungen die Besitz- 
und Nutzungsbefugnisse eines anderen beeinträchtigt, 
wirkt auf dessen vermögensrechtlichen Beziehungen ein. 
Der Gebührenwert ist deshalb gemäß § 172 Abs. 1 Ziff. 5 
ZPO festzusetzen. Bei einfachen, durch Bürger verursachte 
Nachbafschaftsstörungen, durch die andere Bürger beein­
trächtigt worden sind, sollte der Gebührenwert in der 
Regel nicht mehr als 500 M betragen.34

Ähnliches gilt für die Festsetzung des Gebührenwerts 
für Aufgebotsverfahren zum Ausschluß eines Grund­
pfandgläubigers oder zur Kraftloserklärung eines Grund­
pfandbriefes.35

Richtet sich eine Beschwerde allein gegen eine Kosten­
entscheidung, dann ist der Gebührenwert nach dem Be­
trag der streitigen Kosten zu berechnen.36

§ 172 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO ist auch anzuwenden, wenn 
der Gebührenwert für das Beschwerdeverfahren über die 
Verweisung eines Zivilrechtsstreits an ein anderes Kreis­
gericht zu bestimmen ist.37

Der Gebührenwert eines einstweiligen Anordnungs­
verfahrens ist in der Regel niedriger festzusetzen als für 
das Klageverfahren selbst, da mit der einstweiligen An­
ordnung stets nur ein zeitlich begrenzter, vorübergehen­
der Zustand geregelt werden kann.38

Bei der Feststellung des Bruttoeinkommens beider 
Ehegatten in den letzten vier Monaten zur Bestimmung 
des Gebührenwerts für die Scheidungsklage (§ 172 Abs. 2 
Ziff. 1 ZPO) bleiben Jahresendprämien unberücksichtigt.39

Ist in Ehesachen mit der Ehescheidungs- oder Nichtig­
keitsklage über weitere Rechtsverhältnisse zu verhandeln 
und zu entscheiden, dann ergeben sich bei der Festsetzung 
des Gebührenwerts im Hinblick auf § 153 Abs. 2 und 3 
ZPO für das Berufungsverfahren Besonderheiten.40 Richtet 
sich z. B. die Berufung allein gegen die Entscheidung über 
das elterliche Erziehungsrecht, kann sie u. a. zu folgenden 
Ergebnissen führen:

a) Das Berufungsgericht gelangt zu der Auffassung, 
daß die Ehe nicht geschieden werden durfte, es weist die 
Klage ab.

b) Der Berufung wird stattgegeben. Statt dem Vater 
wird der Mutter das Erziehungsrecht übertragen. Zugleich 
wird die Unterhaltsverpflichtung aufgehoben und der 
Vater zur Unterhaltszahlung für das Kind verurteilt. Die 
Rechte an der Ehewohnung, die zunächst dem Vater zu­
gesprochen worden waren, werden nunmehr der Mutter 
übertragen. Die Entscheidung über die Vermögensvertei­
lung wird dahin geändert, daß der Mutter wegen der 
Übernahme des Erziehungsrechts ein höherer Anteil an 
den Haushaltsgegenständen zugesprochen wird.

In beiden Fällen richtet sich der Gebührenwert allein 
nach dem Wert des Verfahrens über das elterliche Erzie­
hungsrecht; er beträgt nach § 172 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO 500 M. 
Wegen der Überprüfung der weiteren Urteilsaussprüche 
wird der Gebührenwert nicht erhöht. Für die Anwendung 
des § 172 Abs. 3 ZPO (Zusammenrechnung mehrerer An­
sprüche bzw. Berücksichtigung des höheren Anspruchs 
bei Verbindung nichtvermögensrechtlicher Ansprüche mit 
vermögensrechtlichen) ist kein Raum, da nur ein Gebüh­
renwert in Betracht kommt. Für die Berechnung der Ge­
richtskosten folgt daraus, daß nur gerichtliche Auslagen 
zu erheben sind (§ 168 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO).41

Mehrere Ansprüche i. S. des § 172 Abs. 3 ZPO werden 
in einem Verfahren auch dann geltend gemacht, wenn auf 
Feststellung der Vaterschaft (Gebührenwert: 1 000 M nach 
§ 172 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO) und auf Unterhalt (Gebühren­

wert: der Wert der einjährigen Verpflichtung gemäß § 172 
Abs. 1 Ziff. 1 ZPO) geklagt wird. Ist der Jahresbetrag des 
Unterhalts höher als 1 000 M, dann kommt dieser als Ge­
bührenwert in Betracht (§ 172 Abs. 3 Satz 2 ZPO). Ist der 
Jahresbetrag des Unterhalts niedriger als 1000 M, ist diese 
Summe als Gebührenwert in Ansatz zu bringen.42

§ 172 Abs. 3 ZPO findet keine Anwendung, wenn im 
laufenden Verfahren mehrere Anträge auf Erlaß einst­
weiliger Anordnungen gestellt werden. Der Gebührenwert 
ist für jeden Antrag getrennt festzusetzen.43

Eine Herabsetzung des Gebührenwerts nach § 172 
Abs. 4 ZPO kommt unter den angegebenen Voraussetzun­
gen vor allem dann in Betracht, wenn eine Kostenvor­
schrift eine Ermessensbefugnis nicht zuläßt. Letztere ist 
vor allem im Rahmen des § 172 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO möglich, 
wenn eine Feststellungs- oder Unterlassungsklage bzw. 
ein Aufgebotsverfahren eingeleitet wurde. Einer zusätz­
lichen Anwendung des § 172 Abs. 4 ZPO bedarf es in die­
sen Fällen nicht.44
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